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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1971 
verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung des Deutschen Richter- 
gesetzes 

— Drucksachen VI/665, VI/1380 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Kosctmick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 25. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 


Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

1. Zu Nummer 2 (§ 5 a) 

In § 5 a Abs. 2 ist Satz 5 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift steht nicht im Einklang mit dem 
Grundsatz, daß die Ausbildung dem Referendar 
die Kenntnisse vermitteln muß, die in der Prü- 
fung verlangt werden. Sie steht auch dem Ziel 
einer fühlbaren Verkürzung des Vorbereitungs- 
dienstes entgegen, zumal sie die Verlängerung 
auf bloßen Antrag des Referendars zwingend 
vorsieht. Es ist damit zu rechnen, daß viele Re- 
ferendare die Verlängerung nur darum be- 
antragen werden, weil sie befürchten, sonst 
gegenüber den Referendaren im Nachteil zu 
sein, die von der Verlängerungsmöglichkeit 
Gebrauch gemacht haben. Die Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes würde zudem in nicht 
wenigen Fällen praktisch über drei Monate hin- 
ausgehen und bei den Ländern, die die Prüfung 
nur zu festen Zeitpunkten abnehmen, bis zu sechs 
Monate betragen können. Es genügt, daß in 
Härtefällen nach § 5 a Abs. 2 Satz 4 der Vorbe- 
reitungsdienst im Einzelfall verlängert werden 
kann. 

2. Zu Nummer 2 (§ 5 d) 

§ 5 d ist zu streichen. 

Begründung 

Die juristische Ausbildung sollte staatlichen 
Hochschulen Vorbehalten bleiben. Die staatliche 
Anerkennung der in § 5 d vorgesehenen privaten 
Ausbildungseinrichtungen könnte zu einer Ent- 
wertung der Universitätsausbildung führen und 
das staatliche Ausbildungsmonopol unterlaufen, 
was im Interesse der Gleichmäßigkeit der Aus- 
bildung und der Chancengleichheit der Auszu- 
bildenden unerwünscht wäre. Darüber hinaus 
besteht die Gefahr, daß die Ausbildung an priva- 
ten Einrichtungen zu einer schulmäßigen Vermitt- 
lung von Wissensstoff ohne wissenschaftlich-kri- 
tische Verarbeitung führen kann. 

Artikel II 

Änderung anderer Gesetze 

3. Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 14 b des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes) 

§ 14 b ist wie folgt zu fassen: 

„§ 14 b 

Auf die Ausbildung für den höheren allgemei- 
nen Verwaltungsdienst nach § 13 Nr. 3, § 14 


Abs. 1 und 2 oder § 14 a kann nach Maßgabe 
des § 5 c des Deutschen Richtergesetzes eine er- 
folgreich abgeschlossene Ausbildung für den ge- 
hobenen Justizdienst oder für den gehobenen 
nichttechnischen Verwaltungsdienst angerechnet 
werden." 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlags zu Artikel I 
Nr. 2 (§ 5 d des Deutschen Richtergesetzes). 

4. Zu Nummer 2 Buchstabe c (§ 19 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Bundesbeamtengesetzes) 

§ 19 Abs. 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Auf die Ausbildung nach Satz 1 oder Satz 2 
kann nach Maßgabe des § 5 c des Deutschen Rich- 
tergesetzes eine erfolgreich abgeschlossene Aus- 
bildung für den gehobenen Justizdienst oder für 
den gehobenen nichttechnischen Verwaltungs- 
dienst angerechnet werden." 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlags zu Artikel I 
Nr. 2 (§ 5 d des Deutschen Richtergesetzes). 

5. Zu Nummer 3 Buchstabe b (§ 5 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes) 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Auf die Ausbildung nach Satz 1 oder Satz 2 
kann nach Maßgabe des § 5 c des Deutschen 
Richtergesetzes eine erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung für den gehobenen Justizdienst oder 
für den gehobenen nichttechnischen Verwal- 
tungsdienst angerechnet werden." 

Begründung 

Folge des Streichungsvorschlags zu Artikel I 
Nr. 2 (§ 5 d des Deutschen Richtergesetzes). 

Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

6. Zu § 5 

§ 5 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die übrigen Vorschriften treten neun Monate 
nach Verkündung dieses Gesetzes in Kraft." 

Begründung 

Die vom Bundestag vorgesehene Frist von sechs 
Monaten zwischen Verkündung und Inkrafttre- 
ten des Gesetzes ist vor allem für die Länder zu 
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kurz, die zur Anpassung ihrer Ausbildungsvor- 
schriften ein formelles Gesetzgebungsverfahren 
durchführen müssen. Hierfür sind mindestens 
neun Monate erforderlich. Das Gesetz ist gegen- 
über dem ersten Durchgang wesentlich verändert 
worden. Er stellt jetzt die Länge der einzelnen 
Ausbiidungsabschnitie in die Disposition der 
Länder. Das erfordert zusätzliche zeitraubende 
Abstimmungen mit den an der Referendarausbil- 


dung beteiligten Stellen. Die zu erwartende Ver- 
kündung des Gesetzes während der allgemeinen 
Ferien- und Urlaubszeit erschwert den Beginn 
der Arbeiten. Besondere Schwierigkeiten erge- 
ben sich darüber hinaus für die Länder Bre- 
men, Hamburg und Schleswig-Holstein, die auf 
Grund staatsvertraglicher Bindungen eine mög- 
lichst weitgehende Koordinierung ihrer Ausbil- 
dungsordnungen erreichen müssen. 
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